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Betreff 
 
Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 der Stadt Castrop-Rauxel 
 
 
  Finanzielle Auswirkungen 
 
 X keine haushaltsmäßige Berührung 
 
  Auswirkungen siehe Sachverhalt 
 
 
    
Beschlussvorschlag  
 
Der Rat beschließt die dieser Vorlage als Anlagen beigefügten Listen 1 bis 5 als 
Investitions-Dringlichkeitsliste der Stadt Castrop-Rauxel für das Jahr 2012. 
 
 
 
 
 
 
 
Beisenherz Glöß Eckhardt Dobrindt 
Bürgermeister Erste Beigeordnete Beigeordneter Techn. Beigeordneter 



Sachverhalt 
 
Die Überschuldung der Stadt Castrop-Rauxel im Sinne von § 75 Abs. 7 S. 2 GO NRW 
ist im Haushaltsjahr 2010 eingetreten. Außer den Bestimmungen der Gemeindeordnung 
NRW und der Gemeindehaushaltsverordnung NRW sind daher auch weiterhin im be-
sonderen Maße die Bestimmungen des Erlasses „Maßnahmen und Verfahren zur 
Haushaltssicherung“ des Innenministeriums NRW vom 06.03.2009 sowie die zwischen-
zeitlich ergangenen Verfügungen des Landrates des Kreises Recklinghausen als unte-
rer staatlicher Kommunalaufsichtsbehörde zu beachten. 
 
Zusammen mit dem Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans für das Jahr 
2012 wurde den Mitgliedern des Rates zur Ratssitzung am 02.02.2012 ein Entwurf der 
Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 mit dem seinerzeit aktuellen Bearbeitungsstand zur 
Kenntnisnahme vorgelegt (vgl. S. 209 – 238 des Haushaltsplanentwurfs 2012). Der vor-
gelegte Entwurf wurde nunmehr noch durch einzelne Maßnahmen ergänzt bzw. modifi-
ziert. Die  Abweichungen sind im Anschluss an die Sachverhaltsdarstellung dargestellt.  
 
Die nunmehr zur Beschlussfassung vorliegende Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 
umfasst – wie bereits in den Vorjahren – entsprechend den Vorgaben des Innenministe-
riums NRW eine Liste „Teil- und unrentierliche Maßnahmen“ (Liste 2) und eine Liste 
„Rentierliche Maßnahmen“ (Liste 3). Bei den „Rentierlichen Maßnahmen“ können die 
notwendigen Investitionen insbesondere durch Berücksichtigung der entsprechenden 
Abschreibungen bei zukünftigen Gebührenkalkulationen refinanziert werden.  
 
Die Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 weist für teil- und unrentierliche Maßnahmen ei-
nen investiven Auszahlungsbedarf in Höhe von insgesamt 8.990.369 € und für rentierli-
che Maßnahmen einen investiven Auszahlungsbedarf in Höhe von insgesamt 588.618 € 
aus. Bei den „Rentierlichen Maßnahmen“ entfallen 79.100 € auf die Produktgruppe 12.17 
(Rettungsdienst) und 361.018 € auf die Produktgruppe 55.06 (Friedhofs- und Bestat-
tungswesen). Bei der Produktgruppe 11.14 (Technisches Immobilienmanagement) sind  
148.500 € veranschlagt; hierbei handelt es sich um den rentierlichen Anteil am Neubau 
des Feuerwehrgerätehauses Henrichenburg, der letztlich wiederum auf den Rettungs-
dienst (Produktgruppe 12.17) entfällt. Der Gesamtbetrag der investiven Auszahlungen 
aus den Listen 2 und 3 beläuft sich auf 9.578.987 €. 
 
Nicht erfasst sind in den Listen 2 und 3 die notwendigen investiven Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit. Diese sind in Liste 4 abgebildet.  Hierbei handelt es sich – lässt 
man die notwendigen Auszahlungen für eine vorgesehene Umschuldung in Höhe von 
5.072.000 €, auf die noch gesondert eingegangen wird, außer Betracht – im Wesentli-
chen um laufende Tilgungsleistungen aus bestehenden Kreditverpflichtungen, die im 
Jahr 2012 mit investiven Auszahlungen in Höhe von 2.012.760 € zu berücksichtigen 
sind. Die Summe aller geplanten investiven Auszahlungen für das Haushaltsjahr 2012 
beträgt ohne die vorgesehene Umschuldung somit 11.591.747 €, inklusive Umschul-
dung 16.663.747 € 
 
Der Gesamtbetrag der zu erwartenden und geplanten investiven Einzahlungen beläuft 
sich auf 16.663.747 €. In diesem Betrag sind Einzahlungen in Höhe von insgesamt 
24.000 € enthalten, die bereits im November bzw. Dezember 2011 bei der Stadtkasse 
eingegangen sind. Es handelt sich bei den einzelnen Beträgen ausnahmslos um 
zweckgebundene Zuweisungen Dritter; nähere Einzelheiten können der weiteren Sach-
verhaltsdarstellung entnommen werden. Da eine zweckentsprechende Mittelverwen-
dung in 2011 nicht mehr möglich war, wurde vorab Kontakt mit der Kommunalaufsichts-



behörde beim Landrat Recklinghausen aufgenommen. Von dort wurde in Aussicht ge-
stellt, die genannten zweckgebundenen investiven Einzahlungen im Rahmen der Ge-
nehmigung der Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 als „Deckungsmittel“ anzuerkennen, 
auch wenn die Einzahlung tatsächlich bereits in 2011 erfolgt ist. Dieses Verfahren wür-
de im Übrigen dem des Vorjahres entsprechen: Zur Finanzierung der Investitions-
Dringlichkeitsliste 2011  konnten mit ausdrücklicher Zustimmung des Landrates investi-
ve Einzahlungen herangezogen werden, die aufgrund der späten Verabschiedung des 
Nachtragshaushaltes des Landes Nordrhein-Westfalen für das Jahr 2010 zwar noch im 
Dezember 2010 vereinnahmt, jedoch nicht mehr für zusätzliche investive Zwecke ein-
gesetzt werden konnten.  
 
Nach Berücksichtigung der notwendigen Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit er-
gibt sich ein zur Finanzierung der in den Listen 2 und 3 enthaltenen Maßnahmen zur 
Verfügung stehender Betrag an investiven Einzahlungen ohne Aufnahme weiterer In-
vestitionskredite in Höhe von 8.297.525 € Der Gesamtbetrag der zur Durchführung der 
in den Listen 2 und 3 enthaltenen notwendigen investiven Auszahlungen beträgt hinge-
gen 9.578.987 €. Dies bedeutet, dass zur Finanzierung der geplanten Investitionsmaß-
nahmen des Jahres 2012 die Aufnahme eines weiteren Kredites zu Investitionszwecken 
in Höhe von 1.281.462 € erforderlich ist; hiervon entfallen 574.100 € auf rentierliche, 
707.362 € hingegen auf teil- und unrentierliche Maßnahmen. Inwieweit die Kommunal-
aufsichtsbehörde der geplanten Kreditaufnahme für teil- und unrentierliche Maßnahmen 
zustimmen kann, hängt  entscheidend von dem noch aufzustellenden Haushaltssanie-
rungsplan im Sinne des Stärkungspaktgesetzes ab, der der Bezirksregierung Münster 
bis spätestens 30.06.2012 vorzulegen ist. Die in den Listen 4 und 5 vorgesehenen An-
sätze für Ein- und Auszahlungen in Höhe von 5.072.000 € für notwendige Umschuldun-
gen sind im Hinblick auf die Finanzierung der investiven Maßnahmen der Listen 2 und 3 
unbeachtlich, da sie sich in Ein- und Auszahlung ausgleichen. Im Übrigen wird auf die 
Darstellungen auf Seite 5 der Liste 5 verwiesen.   
 
Die zur Beschlussfassung vorgeschlagene Priorisierung der Investitions-Dringlichkeits-
liste ist Ergebnis eines intensiven verwaltungsinternen Abstimmungsprozesses. Beson-
ders zu erläutern sind dabei die unter Prioritäten-Ziffern 32 und 33 geführten Maßnah-
men. Bei den unter Ziffer 32 genannten Maßnahmen handelt es sich um „Auszahlungen 
für die Beschaffung von Anlagevermögen“ wie Büroinventar und ähnlicher Vermögens-
gegenstände, die hinsichtlich ihrer Anschaffungskosten und/oder ihrer Bedeutung von 
untergeordneter Rolle sind. Die Ermittlung einer „Rangfolge“ ist hier mit vertretbarem 
Aufwand nicht möglich. Gleiches gilt für die unter Ziffer 33 geführten „Zukäufe zum 
Festwert EDV-Hardware“. Ebenfalls mit der gleichen Priorisierung versehen wurden 
Maßnahmen, zwischen denen ein unmittelbarer Sachzusammenhang besteht.  
 
Die unter den Ziffern 17 sowie 19 - 41 genannten Maßnahmen werden mit einem 
„Sperrvermerk G“ versehen (vgl. Seite 16 der Liste 2). Die dort genannten Ansätze dür-
fen in der ausgewiesenen Höhe nur dann bereitgestellt werden, wenn bzw. soweit die 
unter Buchungsstelle 61.01/0172.687100 geführten Einzahlungen aus der Veräußerung 
von Grundstücken auch tatsächlich vollumfänglich realisiert werden können. Hinter-
grund ist hier, dass nach Einschätzung der Verwaltung die Realisierung eines Teilbe-
trages der veranschlagten Einzahlungen risikobehaftet ist (rd. 200.000 € vom Gesamt-
ansatz in Höhe von 1.000.000 €). Aus diesem Grund werden bei den betroffenen Bu-
chungsstellen zunächst lediglich 80 % des vorgesehenen Ansatzes zur Bewirtschaftung 
freigegeben. Darüber hinaus können weitere Mittel nur freigegeben werden, wenn bzw. 
soweit die Einzahlungen bei der genannten Position einen Betrag von 800.000 € über-
schreiten.  



 
Soweit zur Finanzierung einzelner Maßnahmen besondere Zuwendungen (z. B. Investi-
tionszuweisungen des Landes NRW) oder Mittel der Schul- und Bildungspauschale 
oder der Sportpauschale herangezogen werden können, ist dies in der Spalte „Zuwen-
dungen“ unter Angabe des jeweils in Anspruch genommenen Betrages gesondert aus-
gewiesen.  
 
Die Stadt Castrop-Rauxel ist nach den Bestimmungen des Erlasses des Innenministeri-
ums NRW über „Maßnahmen und Verfahren zur Haushaltssicherung“ vom 06.03.2009 
gehalten, Erlöse aus der Veräußerung von Vermögen in erster Linie zur Rückführung 
vorhandener Verbindlichkeiten zu verwenden. Dieser Verpflichtung kommt die Stadt 
nach. Die Verwaltung geht davon aus, dass im Haushaltsjahr 2012 Einzahlungen aus 
Grundstückserlösen in Höhe von 2.000.000 € erzielt werden können. Dem gegenüber 
stehen ordentliche Tilgungsleistungen in Höhe von 2.012.760 €; die Tilgungsleistungen  
übersteigen mithin die erwarteten Einzahlungen aus Grundstückserlösen.  
  
 
 
Änderungen gegenüber dem zur Ratssitzung am 02.02.201 2 vorgelegten Entwurf 
der Investitions-Dringlichkeitsliste 2012 (vgl. Ent wurf Haushaltsplan 2012, S. 209 
– 238): 
 
1. Soziale Stadt Deininghausen - Erstellung einer sk ulpturalen Figur am Ortsein-

gang Deininghausen (D-Pylon) 
 

Aufnahme in die Liste 2 (teil- und unrentierliche Maßnahmen) unter Prioritätsziffer 54 
mit einem investiven Auszahlungsansatz in Höhe von 30.000 € (Buchungsstelle 
51.06/0183.789100) 
Aufnahme in die Liste 5 (Investive Einzahlungen) mit einem investiven Einzahlungsan-
satz in Höhe von ebenfalls 30.000 €, davon 
- BSt. 51.06/0183.681200 (Investitionszuwendung Land NRW) mit 24.000 € 
- BSt. 51.06/0183.681900 (Investitionszuwendung durch private Dritte) mit 6.000 € 

 
 

2. Investive Maßnahmen im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) 
 
Aufnahme in die Liste 2 (teil- und unrentierliche Maßnahmen) unter Prioritätsziffer 55 
mit folgenden investiven Auszahlungsansätzen: 
- BSt. 31.05.528060 (Zukauf Festwert EDV-Hardware – BuT-Team) mit 6.000 €   
- BSt. 31.05/0444.783100 (Auszahlungen für den Erwerb beweglicher Sachen des 

Anlagevermögens) mit 5.000 € 
- BSt. 31.05/0444.783200 (Auszahlungen für den Erwerb beweglicher Sachen des 

Anlagevermögens / GWG) mit 8.000 € 
Aufnahme in die Liste 5 (Investive Einzahlungen) mit folgenden Ansätzen: 
- BSt. 31.05.442331 (Zuweisung Kreis Recklinghausen für Zukauf Festwert EDV-

Hardware – BuT-Team) mit 6.000 €  
- BSt. 31.05/0444.681300 (Investitionszuwendungen Kreis Recklinghausen im Rah-

men des Bildungs- und Teilhabepakets) mit 13.000 € 
 
Beide Maßnahmen gleichen sich letztlich in Einzahlung und Auszahlung aus, führen 
also in der Gesamtbetrachtung weder zu einer Belastung noch zu einer Entlastung der 
Investitions-Dringlichkeitsliste. Bei der unter Nr. 2 genannten Maßnahme ist allerdings 



zu berücksichtigen, dass die investive Einzahlung bereits in 2011 realisiert werden 
konnte, entsprechende Auszahlungen aber erst in 2012 erfolgen werden. Insoweit wird 
auf die Darstellungen auf Seite 2, letzter Absatz, dieser Vorlage verwiesen.  
 
Ähnliches gilt für die bereits im Entwurf der Investitions-Dringlichkeitsliste unter Priori-
tätsziffer 22 der Liste 3 vorgesehene Maßnahme „Muslimischer Waschungsraum Fried-
hof Merklinde“. Die Maßnahme sollte ursprünglich noch im Haushaltsjahr 2011 umge-
setzt werden. Die Finanzierung ist vollumfänglich aus Zuwendungen Dritter vorgesehen 
(vgl. hierzu auch Ratsbeschluss 2011/339 vom 08.12.2011). Die Realisierung konnte 
allerdings nicht mehr erfolgen, da die hierzu notwendigen Zuwendungen Dritter in 2011 
nicht vollumfänglich eingegangen sind. Hier war „lediglich“ der Eingang eines Teilbetra-
ges von 5.000 € festzustellen. Insoweit wird auch hier auf die Darstellungen auf Seite 2, 
letzter Absatz, dieser Vorlage verwiesen. Die Zahlung des noch erforderlichen Restbe-
trages in Höhe von 9.518 € ist vom Zuwendungsgeber für 2012 zugesagt und zum Teil 
bereits erfolgt.  
 
 
 


